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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. unter Hinweis auf die Rechtssache C-91/05, d.h. die von der Kommission am 21. Februar 
2005 beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften eingereichte Klage gegen den 
Rat wegen der GASP-Aktion zu Kleinwaffen und leichten Waffen im Rahmen der 
ECOWAS,

B. in der Erwägung, dass das vom Gerichtshof in dieser Angelegenheit zu sprechende Urteil 
möglicherweise zu einem Meilenstein bei der Klärung der seit langem bestehenden 
Kompetenzstreitigkeiten zwischen dem Rat und der Kommission in den sich 
überschneidenden Bereichen der Entwicklungspolitik und der GSVP wird, 

1. nimmt die Schlussanträge des Generalanwalts vom 19. September 2007 in der 
Rechtssache C-91/05 zur Kenntnis, in denen er – im Gegensatz zu dem vom Rat 
vertretenen  Standpunkt – die Ansicht äußerte, dass die Bekämpfung der Verbreitung von 
Kleinwaffen und leichten Waffen durchaus in den Anwendungsbereich der 
gemeinschaftlichen Politik der Entwicklungszusammenarbeit fällt, und zwar u.a. auf der 
Grundlage von Artikel 11 Absatz 3 des Abkommens von Cotonou;

2. fordert den Rat und die Kommission auf, im Rahmen des 10. Europäischen 
Entwicklungsfonds SALW- und ADR-Projekte vorzusehen, sofern das Ergebnis der 
Rechtssache C-91/05 derartige Aktivitäten zulässt;

3. macht darauf aufmerksam, dass die Afrikanische Friedensfazilität (APF) ein weiterer Fall 
ist, in dem die „Entwicklung“ als wichtigstes Ziel dieses Finanzrahmens von 250 Mio. 
Euro in Zweifel gezogen wird; fordert deshalb nachdrücklich, dass für die künftige 
Aufstockung der APF eine andere Finanzierungsquelle wie beispielsweise das 
Stabilitätsinstrument in Erwägung gezogen wird; 

4. fordert den Rat und die Kommission angesichts des heiklen Charakters der Angelegenheit 
auf, das Europäische Parlament in die Debatte über künftige friedensstützende 
Maßnahmen, die durch die APF finanziert werden, einzubeziehen und dem Parlament so 
früh wie möglich das für die AKP-Länder geltende Richtprogramm, die 
Aktionsprogramme und die jährlichen Tätigkeitsberichte über die Verwendung der Mittel 
zu übermitteln;

5. schlägt vor, die APF-Maßnahmen im Rahmen der GASP-Treffen mit dem Ratsvorsitz zu 
erörtern;

6. bedauert es, dass entgegen dem in der internen Vereinbarung zwischen den Vertretern der 
Regierungen der Mitgliedstaaten enthaltenen Beschluss, wonach die gemeinschaftlichen 
und die EEF-Verfahren so weit wie möglich harmonisiert werden sollen, eine derartige 
Harmonisierung nur in begrenztem Maße stattfindet; begrüßt zwar die Tatsache, dass ihm 
die Evaluierungsberichte für Länder und Regionen zur Information übermittelt werden, 
unterstreicht indessen insbesondere seinen Wunsch, auch über den Prozess der 
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Ausarbeitung der Strategiedokumente sowie über ihre Umsetzung und die 
Halbzeitüberprüfung informiert zu werden.
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